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Anfrage zur mündlichen Beantwortung O-000095/2017 

an die Kommission 
Artikel 128 der Geschäftsordnung 

Rebecca Harms 
im Namen der Verts/ALE-Fraktion 

Betrifft: Ruthenium-106 

Zwischen September und Oktober 2017 wurde in mehreren Mitgliedstaaten Ruthenium-106 in der 
Atmosphäre nachgewiesen. Bislang gab es zwar keine offizielle Bestätigung über den genauen 
Ursprung der Emission, jedoch gehen mehrere Forschungseinrichtungen davon aus, dass es im 
südlichen Ural zu der Freisetzung gekommen sein dürfte. Dem französischen Institut für 
radiologischen Schutz und nukleare Sicherheit (IRSN) zufolge dürfte die Freisetzung so signifikant 
gewesen sein, dass eine derartige Situation in Frankreich die Evakuierung der örtlichen Bevölkerung 
erforderlich gemacht hätte. 

Obwohl gemäß dem Übereinkommen über die frühzeitige Benachrichtigung bei nuklearen Unfällen die 
Verpflichtung besteht, die Internationale Atomenergie-Organisation (IAEO) über den Eintritt eines 
kerntechnischen Störfalls zu informieren, hat dies bisher kein Land getan. 

Zudem haben bislang weder die IAEO noch Euratom öffentliche Maßnahmen ergriffen. 

Der mutmaßliche Ursprung der Emissionen befindet sich nahe dem Gebiet Tscheljabinsk, in dem 
Rosatom die kerntechnische Anlage Majak leitet. Rosatom jedoch betont nachdrücklich, dass es in 
keiner ihrer Einrichtungen zu einem kerntechnischen Störfall gekommen sei. Der Mangel an 
Informationen und Transparenz bei der russischen Atomagentur ist besonders problematisch, da 
diese Kernkraftwerke nach Europa verkauft und auf dem europäischen Markt weiter expandieren will. 

1. Was unternimmt die Kommission, um an Informationen über die Ursache, das Ausmaß und den 
genauen Ort des Störfalls sowie über etwaige Maßnahmen, die zur Vermeidung einer weiteren 
Freisetzung ergriffen worden sind, zu gelangen? 

2. Am 30. November 2017 hat Rosatom die Einsetzung eines unabhängigen Ausschusses aus 
Vertretern russischer und europäischer Wissenschaftseinrichtungen, der den Ursprung der 
Ruthenium-Freisetzung untersuchen sollte, angekündigt. Werden Sachverständige der 
Kommission mit diesem Ausschuss in Verbindung stehen oder Teil desselben sein, und werden 
diese zu der Unfallstelle und in die kontaminierten Gebiete reisen? 

3. Wie wird die Kommission sicherstellen, dass Rosatom im Zusammenhang mit ihren 
kerntechnischen Tätigkeiten in der EU die erforderliche Transparenz gewährleistet? 

Eingang: 1.12.2017 
Weiterleitung: 5.12.2017 
Fristablauf: 12.12.2017 


